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lichten
Jakarta akut 

vom Absinken 

des Erdreiches 

bedroht

Eine Zunahme von Bauaktivi­

tät, übermäßige Ausbeutung 
von Trinkwasser und unstabiler 

Boden sorgen dafür, dass Teile 

Jakartas jährlich bis zu 8 cm 
absinken, Die absehbare Folge 

ist eine weiterhin zunehmende 
Anfälligkeit für Überschwem­

mungen, Ein Bericht der städti­

schen Administration und der 

Firma PT Sucofindo sieht in ih­

rem Bericht von 1999 bis 2005 
ein Absinken von anfänglich 1.5 

cm bis schließlich 8 cm pro Jahr 

voraus. Sufocindo führte die 

Studie auf Anweisung der urba- 

nen Verwaltung aus, die wissen­

schaftliche Beweise für das Ab­

sinken des Bodens verlangt 

hatte.
Die verheerendsten Überflu­

tungen seit über 50 Jahren tra­

fen Jakarta im Januar diesen 

Jahres. Die städtische Admini­

stration nahm die Schuld auf 
sich, das Ausmaß der Über­

schwemmungen nicht vorher­

gesagt zu haben. Ganis Rama- 

dhani, Präsident von PT Suco­

findo Appraisal Utama, einer 

Tochterfirma von Sucofindo, 

sagte, der Boden habe sich 

durch Druck auf den lockeren 

Boden abgesenkt, und die Er­

richtung von Gebäuden habe 

den Prozess beschleunigt. Ein 

anderer Faktor sei die Ausbeu­

tung von Grundwasser. Das 

Wasser, das aus unterirdischen 

Quellen abgezogen worden sei, 

habe den Boden gelockert. 

Ganis versprach, weitere Studi­
en anzufertigen, damit die Ad­

ministration künftig bessere Vor­
kehrungen gegen Über­

schwemmungen treffen könne. 

vgl. Kompas, 23.05.02, The Jakarta 

Post, 23.05.02

Islamische Führer und die Regierungspartei

________________________________Indonesien

Die Regierungspartei PDI 

Perjuangan warnte am 21. Mai 

2002 eine Gruppe muslimi­

scher Führer, die eine Serie 

informeller Treffen abgehalten 

hatte, davor, eine Koalition zur 

Destabilisierung der Regierung 

zu bilden. Der Vizevorsitzende 

Roy B.B. Janis sagte nach ei­
nem regulären internen Treffen, 

die Regierungspartei hoffe, 

dass die informelle Gruppe da­

von absehen werde, die Regie­

rung herauszufordern. Dies sei 

vor allem im gemeinsamen In­

teresse der bisher unvollende­

ten Reformagenda: »Wenn die 

Regierung nicht unterstützt 

wird oder man sie jetzt sogar in 

ihren Reformbemühungen be­

hindert, wird die Ausmerzung 

der Korruption sowie die Ge­

währleistung von Rechtssi­

cherheit erschwert«, sagte Roy.
Amien Rais, Sprecher des 

Volksvertretungsrates MPR,

hatte mindestens drei Treffen 

mit muslimischen Führern or­

ganisiert, die u.a. dazu dienten, 

einen Konsens hinsichtlich 

notwendiger konstitutioneller 

Veränderungen zu erzielen. Die 

Partei PDI Perjuangan sowie 

Vertreter des Militärs wurden 

von den Gesprächen ausge­
schlossen.

vgl. The Jakarta Post, 22.05.02, 

Kompas, 22.05.02

Bessere Koordination des Verkehrs

Die misslungene Koordina­

tion zwischen Funktionären in 

Jakarta und in den umliegen­

den Regionen Bogor, Tan­

gerang und Bekasi hat das 

chaotische Transportsystem in 

Jakarta verschärft. Die Agentur 

für die Kooperation von Ent­

wicklung (BKSP), die für die 

Planung des Transportsystems 

zuständig ist, existiert seit 

1976, funktioniert aber offen­

sichtlich nicht adäquat.

Ein Mitglied der Agentur, 

das anonym bleiben wollte, er­

klärte der Presse: »Wir schrei­

ben nur Empfehlungen, haben 

aber nicht die Macht, diese 

durchzusetzen. Und obwohl wir 

Treffen zwischen den jeweili­

gen Provinzen organisieren, 

bleibt die Entscheidung über

Fragen des Transports ihnen 

überlassen. Und selbst die 

Aufgabe, zwischen den Provin­

zen zu vermitteln, ist schwierig. 

Wie Sie sich denken können, 
erschwert das Ego führender 

Persönlichkeiten in vielen Fäl­

len eine Problemlösung für 

Transportsysteme im Groß­

raum Jakarta.«

Die Agentur war ehemals 

gegründet worden, als infolge 

des Zuwanderungsstroms 

nach Jakarta der Plan entwor­

fen wurde, Indonesier aus Ja­

karta an die Randgebiete Tan­

gerang im Westen und Bekasi 

im Osten umzusiedeln. Ein Ex­

perte für Stadtplanung, Dar­

rundono, erklärt: »Die Idee war, 

Botabek (Bogor, Tangerang 

und Bekasi) weiter zu entwi­

ckeln, die Hauptstadt zu entla­

sten und auch Urbanisierung 

zu minimieren.« Leider wurde 

im Zuge dieses Planes das 

Transportnetzwerk zwischen 
Botabek und Jakarta nicht ver­

bessert, so dass der Verkehr in 

Folge der Umsiedlung zwi­

schen den außen gelegenen 

Regionen und dem Stadtkern 

während der Stoßzeiten völlig 

erlahmte. Es gilt nun, so Dar­

rundono, bürokratische Hin­

dernisse zu beseitigen, um ei­

ne bessere Zusammenarbeit 
zwischen den Provinzen zu 

ermöglichen.

vgl. Kompas, 22.05.02, Jawa Pos, 

22.05.02

Studentendemos gegen Reformagenda

Anders als generell bei hi­
storischen Feiertagen üblich 

wurde das vierte Jahr der Re­

formbewegung am 21. Mai 

eher in düsterer Stimmung be­

gangen. Studenten demon­

strierten im gesamten Archipel, 
um ihrer Enttäuschung über 

die indonesischen Politiker 

Ausdruck zu verleihen, die sich 

ihrer Meinung nach in keiner 

Weise an die Reformagenda 

gehalten haben. Demonstratio­

nen fanden neben Jakarta in 

Bandung, Semarang, Yogya- 

karta, Palu in Zentralsulawesi, 

Makassar und Pontianak in 

Westkalimantan statt. Die 

während der Demonstrationen 

vorgebrachten Forderungen

variierten: Einige Studenten 

verlangten, legale Maßnahmen 

gegen Ex-Präsident Suharto 

und seinen Clan zu ergreifen. 

Andere Studenten forderten 

wiederum den Rücktritt der 

jetzigen Präsidentin Megawati 

Sukarnoputri. Mehrere Studen­

ten wurden verletzt, als die Po­

lizei versuchte, sie von dem 

Haus Suhartos fernzuhalten. 

Eine größere Gruppe von Stu­

denten aus verschiedenen ja­

vanischen Universitäten mar­

schierte zum Staatspalast und 

verlangte von der Regierung, 

die Preise für Benzin, Elektrizi­

tät, Telefon und Transportmittel 

zu senken. Die jungen Leute 

drängten die Regierung, Kor­

ruption, Vetternwirtschaft und 

Nepotismus auszumerzen und 

ausländische Kredite abzuleh­

nen. Die Demonstranten, die 

wie bei einem Trauermarsch 

Blumenbouquets mit sich tru­

gen, trugen Plakate mit der 

Aufschrift »Wir trauern um den 

Tod der Reformbewegung« 

und »Reformation jetzt«. Laut 

einer Umfrage der Tageszei­

tung Kompas sind 80 Prozent 

der Befragten mit den bisher 

erzielten »Reformen« der Re­

gierung unzufrieden.

vgl. Kompas, 22.05.02
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Indonesien

Militärübungen in Ambon

General Ryamizard Ryacu- 

du, Vorsitzender des strategi­

schen Reservekommandos 

Kostrad, teilte der Presse am 

21. Mai 2002 mit, Kostrad wer­
de im Juli Übungen in Ambon, 

der Hauptstadt der Molukken, 

abhalten, um zu der Beendi­

gung der Konflikte in der Stadt 

beizutragen. Er hoffte auf die 

Professionalität der Mitglieder 

des Bataillons 503, die sich 
seiner Meinung nach beson­

ders darin bemerkbar mache, 

ob die Soldaten unschuldige

Personen von Feinden unter­
scheiden könnten.

In seiner Rede forderte 
Ryamizard alle Mitglieder des 

indonesischen Militärs dazu 

auf, ihre Neutralität zu wahren 
und sich nicht auf die Seite 

bestimmter ethnischer und re­

ligiöser Gruppen zu stellen. 

Falls sie dazu nicht in der Lage 

seien, so Ryamizard zu Mit­

gliedern des Bataillons 503 in 
Ambon, sollten sie ihren Dienst 

quittieren. Das Bataillon 503 

fungiere dazu, die Sicherheit in

Ambon wieder herzustellen, die 

während der letzten drei Jahre 

durch kommunale Konflikte 

nicht gewährleistet war. Die 

Soldaten, so Ryamizard, 
müssten nunmehr separatisti­

sche Gruppen unschädlich 
machen. Zu letzteren zählt 

auch die Republik der Süd­

molukken (RMS), die versucht 

hatte, sich aus dem indonesi­

schen Staatsverband herauszu­
lösen.

vgl. The Jakarta Post, 21.502., 

Kompas, 21.5.02

Kritik an Kurs des Militärs

Verschiedene NGOs aus 
Ambon und Jakarta haben den 

Plan des indonesischen Militärs 

kritisiert, in der Region der 

Molukken verstärkte Präsenz 
zu zeigen. Ihrer Meinung nach 

führe dies nur noch zu einer 
Verschärfung des Konflikts. 

Aufgrund mangelnder Abspra­

chen zwischen dem Sicher­

heitspersonal und dem Gou­
verneur sowie häufiger Zu­

sammenstöße zwischen Polizei 

und Militär sei ein ausgepräg­

tes Misstrauen innerhalb der 
Bevölkerung entstanden, so 

Sven Loupatty, Vorsitzender 

der NGO Hualopu Molukken. 
»Ich glaube nicht, dass eine 

größere Militärpräsenz in der 

Provinz zu einer Beruhigung 

der Konflikte führen wird - vor 

allem dann nicht, wenn die 

Soldaten lediglich kommen, 

um die Konfliktregion zu einem 

Trainingsfeld umzufunktionie­

ren«, sagte Sven Loupatty. Der 

Konflikt in der Provinz sei, so

Loupatty, im Vergleich zu 1999, 

als er entstand, sogar noch 

komplizierter geworden. Aus 

diesem Grund sollten diejeni­

gen, die ohne die ernsthafte 

Intentionden Konflikt einzu­
dämmen, gar nicht nach Am­

bon kommen, da ihre Präsenz 

die bestehenden Probleme nur 

noch verschlimmere, mahnte 

der Vorsitzende.
vgl. The Jakarta Post, 21.05.02, 

Kompas, 21.05.02

Millionen Kinder von Missbrauch bedroht

Über 30 Millionen indonesi­

sche Kinder werden laut offiziel­
len Schätzungen von Erwachse­

nen missbraucht. Straßenkinder 

zählen vor allem zu den Opfern, 

da sich niemand für die Wah­

rung ihrer Rechte interessiert — 

noch nicht einmal ihre eigene 

Familie. Viele Eltern schicken ih­
re Kinder zum Betteln auf die 

Straße und treiben das Geld re­

gelrecht von ihnen ein. Bringt 

das Kind zu wenig Geld, droht 

harte Bestrafung. Der von einem 
Journalisten der Tageszeitung 

The Jakarta Post interviewte Dwi 

sagte beispielsweise aus, seine 
Mutter habe ihn im April letzten 

Jahres gezwungen, die Schule 

zu verlassen und durch Betteln 

auf der Straße Geld zu verdie­

nen. »Sie befahl mir, 70 Dollar 
im Jahr zu verdienen. Als ich an 

einem Tag nur 20 Cent verdien­

te, habe ich einen Seitenspiegel 

eines Autos gestohlen.« Er wur­
de gefangen und für zwei Mona­

te ins Gefängnis gesteckt. Eini­

ge andere von dem Journalisten 

interviewte sexuell misshandelte 

Straßenkinder wünschten sich, 

so schnell wie möglich erwach­

sen zu werden, um nicht mehr 

körperlich unterlegen zu sein.

Das Problem physischen 

und sexuellen Missbrauchs er­

streckt sich jedoch nicht nur auf 

Straßenkinder, sondern auch 

auf finanziell gut situierte Famili­

en. Dian Kartika Sari, die Frauen 

und Kindern Rechtshilfe ge­

währt, kommentiert: »Die mei­

sten Erwachsenen sind in Be­

zug auf die Rechte der Kinder 

ignorant. Sie verletzen Kinder, 

weil letztere nicht die Möglich­

keit haben, sich zu rächen. Zu­

dem gibt es keinen Ort, zu dem 
die Kinder gehen können, da 

ihre Eltern und Lehrer selbst 

oftmals diejenigen sind, die sie 

missbrauchen. Die Polizei ist 
auch keine Hilfe, da sie ein 

Kind, das Missbrauch durch ei­

nen Erwachsenen meldet, gene­

rell nicht ernst nimmt, wenn es

nicht von einem Erwachsenen 

begleitet wird.

Auch der Staat betrachtet 

Missbrauch von Kindern nicht 

als schwerwiegendes Verbre­

chen. »Die Regierung hat ihre 

Bereitschaft, die Rechte der 
Kinder zu respektieren, nicht 

unter Beweis gestellt«, so Dian. 

»Wir haben die Internationale 

Konvention der Rechte der Kin­

der durch das Dekret Nr.

36/1990 verändert, aber es ist 

niemals implementiert worden. 

Das Dekret formuliert die 
Rechte der Kinder - einschließ­

lich des Rechts auf angemes­
senen Schutz, ausreichende 

Ausbildung und ärztliche Be­

handlung. Es verlangt ebenfalls 
von der Regierung, Kinder vor 

sexuellem Missbrauch und 
Ausbeutung jeglicher Art zu 

schützen. Derartige Reformen 

für die Rechte der Kinder wer­

den jedoch in absehbarer Zeit 

noch nicht umgesetzt werden. 

vgl. The Jakarta Post, 22.05.02

61

Europäisches 

Parlament 

greift in 

Konflikte ein

Das europäische Parlament 

hat eine Resolution verab­

schiedet, die Indonesien dazu 

auffordert, sofort einen Lö­

sungsvorschlag für die Konflik­

te auf den Molukken, in Aceh 

und in West Papua zu formulie­
ren. In dem von 13 Parla­

mentsmitgliedern Unterzeichne­

ten Bericht wurde der Vor­

schlag unterbreitet, Experten 

aus den Vereinten Nationen 

einzuladen, damit die Folter 

von Zivilisten durch das Militär 

in den Provinzen Acehs und 

West Papuas genauer unter­

sucht werden könne. Die Reso­

lution wurde am 22. Mai 2002 
in Frankreich in einer Sitzung 

des europäischen Parlaments 

anlässlich einer Diskussion 

zum Thema der Menschen­

rechte in Indonesien verab­

schiedet. Unter den in dem 
Dokument genannten 15 

Punkten zu Menschenrechts­
verletzungen beanstandete das 

Parlament u.a. die Abwesen­

heit einer unabhängigen Unter­

suchungskommission auf den 

Molukken, in Aceh und West 

Papua. Im Kontext der Proble­

me in West Papua sei eine 
derartige Kommission auch 

notwendig, um den Mord an 

dem Kämpfer für die Unab­

hängigkeit West Papuas Eluay 

aufzuklären.

vgl. Jawa Pos, 22.5.02
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